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Vermögensrelevante Handlungen nach dem Tod einer Person, die unter einer vormundschaftlichen Massnahme stand

Ausgangslage und Fragestellung

Eine Amtsvormundin erkundigt sich, wie sie sich rechtlich absichern könne für Handlungen, die nach dem Tod einer Person, die unter einer vormundschaftlichen Massnahme stand, noch vorgenommen werden und insbesondere, ob allfällig durch sie vorgenommene Zahlungen Auswirkungen haben auf das Recht der Erben, die Erbschaft auszuschlagen, .

Erwägungen

Notwendige bzw. zulässige Handlungen der Mandatsträgerin/des Mandatsträgers nach dem Tod der betreuten Person

Die vormundschaftliche Massnahme fällt mit dem Tod der betreuten Person von Gesetzes wegen dahin, obwohl das ZGB den Tod in Art. 431 ff nicht ausdrücklich als Beendigungs-grund erwähnt. Dies ergibt sich aber indirekt aus Art. 451, wonach der Vormund (Beistand, Beirat) das Vermögen den Erben zu übergeben hat (Riemer, Grundriss des Vormundschafts-rechts 1997, § 4 N 183).
Die Erben erwerben die Erbschaft als Ganzes mit dem Tode des Erblassers kraft Gesetzes Art. 560 Abs. 1 ZGB. Damit gehen grundsätzlich alle Forderungen, das Eigentum, die beschränk-ten dinglichen Rechte  und der Besitz des Erblassers/der Erblasserin auf die Erben über und die Schulden werden zu persönlichen Schulden der Erben Art. 560 Abs. 2 ZGB. Es ist deshalb primär Aufgabe der Erben, den Nachlass zu verwalten und die noch offenen Rechnungen zu bezahlen, Forderungen einzutreiben, die Wohnung aufzulösen etc. Aufgabe des Mandats-trägers/der Mandatsträgerin ist es, eine Schlussrechnung und einen Schlussbericht zu erstellen Art. 451 ZGB.
Aus praktischen Gründen und namentlich wenn die Erbfolge strittig ist oder nicht alle Erben bekannt sind, hat der/die Mandatsträgerin die dringenden Angelegenheiten noch zu erledigen (Mitteilung des Todes an Versicherungen, Vermieter sowie zur Vermeidung von Schaden Kündigung von Mietvertrag und anderen Verträgen, Bezahlung von Heimrechnungen, Miet-zins, Bestattungskosten, Einforderung und Entgegennahme von Guthaben). Er/sie handelt jedoch nicht mehr als Mandatsträger/in in Vertretung des nicht mehr rechtsfähigen Klienten (Art. 31 ZGB), sondern als Vertreter/in der Erbengemeinschaft als bevollmächtigte/r Vertre-ter/in, als Beauftragte/r (Art. 394 ff. OR) oder als Geschäftsführer/in ohne Auftrag (Art. 419 ff. OR).
Um sich gegenüber den Erben abzusichern, ist es ratsam, sich von diesen schriftlich bevoll-mächtigen oder beauftragen zu lassen. Mündliche Abmachungen sollte man sich schriftlich bestätigen lassen. Wenn keine erbberechtigten Angehörigen bekannt sind, ist das weitere Vorgehen mit der Vormundschaftsbehörde oder mit der für erbrechtliche Angelegenheiten nach EG ZGB zuständigen Behörde (Luzern: Teilungsamt) abzusprechen.
In Bezug auf die Erstattung der Schlussrechnung bestehen unterschiedliche Praxen. Mit der Schlussrechnung wird zugewartet bis diese Angelegenheiten erledigt sind oder die Schluss-rechnung wird per Todestag erstellt und für den Zahlungsverkehr nach dem Tod wird eine Übergangsrechnung erstellt, die nicht in die Schlussrechnung integriert. Damit wird deutlich gemacht, dass sich die Handlungen nach dem Tod nicht aus dem Vormundschaftsrecht legitimieren, sondern je nachdem aus Auftrag, Vertretung (Vollmacht) oder Geschäftsführung ohne Auftrag. Dies Übergangsrechnung muss von der VB auch nicht genehmigt werden; soweit sie jedoch Vorgänge betrifft, die sich vor dem Tod der betreuten Person ereignet haben, muss sie jedoch der VB zur Kenntnis gebracht werden (BSK ZGB I- Affolter Art. 451-453 N 37).
Auswirkungen solcher Handlungen auf das Recht der Erben, die Erbschaft auszuschlagen

Die gesetzlichen und die eingesetzten Erben haben die Befugnis, die Erbschaft, die ihnen zu-gefallen ist, auszuschlagen Art. 566 Abs. 1 ZGB. Erben, die vor Ablauf der Frist (Art. 566 Abs. 2 ZGB) in die Angelegenheiten der Erbschaft eingemischt oder Handlungen vorgenom-men, die nicht durch die blosse Verwaltung der Erbschaft und durch den Fortgang der Geschäfte des Erblassers gefordert waren, oder die sich Erbschaftssachen angeeignet oder verheimlicht haben, können die Erbschaft nicht mehr ausschlagen Art. 571 Abs. 2 ZGB.
Die blosse Fortführung dringender Geschäfte des Erblassers genügen nicht, um auf den Willen des Erben zu schliessen, die Erbschaft endgültig anzunehmen. Blosse Verwaltungs-handlungen sind u.a. die Bezahlung fälliger Erbschaftsschulden (wozu auch die Bestattungs-kosten gehören), das Inkasso fälliger Guthaben (Handkomm- Franz Müller/Saskia Lindenmeyer Lieb Art. 571 N 2 mit Hinweisen) und zweifellos auch die oben erwähnten dringenden Angelegenheiten, die vormundschaftliche Mandatsträger/innen üblicherweise nach dem Tod der betreuten Person noch erledigen. 
Schlussfolgerungen

Es ist zweckmässig und je nach Situation erforderlich, dass der/die Mandatsträger/in nach dem Tod der betreuten Person dringende Angelegenheiten noch erledigt. Zur Absicherung empfiehlt es sich, dafür von den Erben bauftragen bzw. bevollmächtigen zu lassen und wenn die Erben nicht bekannt sind, von der VB oder von der zuständigen Behörde für erbrechtliche Angelegenheiten dazu ermächtigen zu lassen.

Auf  das Recht der Erben, die Erbschaft auszuschlagen, haben solche Handlungen keinen Einfluss.
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